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Der schweizeris,
heraus

vsn Escher
Witzlieder» der zesezzebeadea

Band II. NR

Gesezgebu ng.
Grosser Rath, 26. Januar.

(Fortsetzn ng.)
Zimmer mann stimmt ganz Koch bei, und so-

dert also neuerdings Zurükweis.mg an die Commission.
Escher bemerkt, baß die alten Regierungen auch das
Gold gesezlich taxirten, daß aber diese Taxe nie be-

vbachîêt wurde, und es der neuen Gesezgebuug eben so

gehen werde, wenn sie auch einen zwciren Maasstab
des Werths der Waaren aufstellen will, welches wieder
alle Grundsatze eines vernünftigen Rechnungswesens
streitet. Man spricht von Unbequemlichkeit der Nichttaxi-
rung der Goldmünzen, aber ist es denn bequemer wenn!
alles Gold fortgeht, im Fall wir die Dublone aus 16
Franken bestimmen, oder wann Niemand die D. b one-/,

abnehmen will, als einzelne Kaufleute, wann wir sie

hoher taxirtcn? Ueberdem soll der Gesezgeber nie ein
Gesez machen, dessen Handhabung unmöglich ist: er
stimmt also für den §.

D e sl 0 e s stimmt ganz Koch und Zimmermann bei,
weil er glaubt dieser §. werde große Unruhe im Land-
Volk bewirken. Gapani ist gleicher Meinung, und
sieht in diesem §. einen Anlaß zum Agiotage: er fodert
also Taxirung der Goldmünze» und bittet besonders
die piemontesischen Goldsorwn nicht zu vergessen. Der
§. des Gutachtens wird verworfen.

Koch fodert daß nun einzig bestimmt werde, die
Goldmünzen sollen gewürdigt und taxirt werden.

Weber wünscht zu wissen, ob das Gold nun
«ach dem gegenwärtigen Cours oder aber nach seinen!
gewöhnlichen Werth taxirt werden müsse. E seh er
denkt es sey ziemlich gleichgültig wie man das Gold
taxire, denn man setze nun die Dublone auf Z oder s,
oder auf 4 Neue Thaler, so wird sich das Publikum
wenig darum bekümmern und sie immer in demjenigen
Werth annehmen und ausgeben, welchen ihnen die Um-
stunde des Handels, nicht aber der unsers Gesetzes giebt.
Er fodert daher cinzig, daß nun nach Verwerfung des
Grundsatzes, baß das Gold nicht taxirt wirden soll,
man dem iZten ^ des Beschlusses beifüge, die So.td-
«md Silbermünzen w,

je Republikaner
egeben

und Usteri
Mht der helveuscheu RepnbA.

.Luzern, -z. Hormmg 179?.

Dieser Antrag wird, so wie die beiden lezten § des
Gutachtens, angenommen.

Secretan fodert noch einen neuen §, der genau
bestimme, daß das Direktorium nur mit Genehmigung
der gesezgebcnden Rache Geld ausmünzen dürfe.

E scher glaubt, die Konstitution bringe eigentlich
dieses Gescz schon mit sich, und da die Erfahrung uns des

wiesen hat, daß das Direktorium auch dieser Meinung
ist, indem es uns bisher noch über alle Ausmünzun?
gen befrug, so sey eigentlich dieser Zusaz überflüssig,
da er aber auch nichts schadet, so will er wohl dem?
selben beistimmen.

Herzog v. Eff. bemerkt, daß das Generalgescz
über die Finanzen ganz dem Wunsch Secretans entspre?
ehe und also dessen Antrag hier überflüssig sey. Koch
stimmt bei und fodert, daß wenigstens dieser Beschluß
über das Müuzwesen nicht aufgehalten, sondern mit
Beschleunigung dem Senat zugesandt werden. Secrc?
tan gesteht, daß er durch das angeführte Gesez be?

friedigt ist, doch wundert er sich, warum denn die
Kommission den i. §. des Münzbeschlusses vorschlug,
da doch derselbe auch schon in jenem Generalgcftz der
Finanzen enthalten ist. Gapani unterstüzt Secretans
erste Motion, wu'l das Vollziehungsdircktorium sich erst
jüngsthin anmaaste, eine piemontesische Münze zum
Schaden der Frciburgifchen Kasehandler zu taxiren,
ohne daß die Gese-gedung hierüber im geringsten unter?
richtet wurde.

Hub er begehrt daß die ferneren zu bestimmenden
Gegenstande über das Münzwesen, sowohl das Ver?
haltniß des Vollziehungsdirektonums zu den gesezgebeiw
den Rachen inRnksicht der Geidausmünzungen, als auch
die Art der Taxirung der Geldsorten und anderer ftem?
den Münzen, und überhaupt alles was hierauf Bezug
hat, der Konimission zu berathen, übergeben werden.
Besonders aber widersezt er sich der Aussireichung des
iten §, weil durchaus ein Gesez, welches bekannt ge?-
macht wird, das Münzrecht dem Staat vorbehalten
muß. Er fodert daß nun der Beschluß als geendigt
angesehen und dem Senat zugesàdt werde. Koch
stimmt völlig Hubern bey, und bemerkt, daß in Folge
des iten § des Beschlusses über das Münzwesen je?

-dermann nach dem gesezlich bestimmten Münzfuß Geld



ausprägen könnte, ohne daß er strafbar wäre welches
doch dem Staat nicht zuträglich ware.

H n ber s Antrag wird angenommen.
Secretan im Namen der MunWalitätseKome

mission legt ein neues Gutachten über den noch emzig
übrig bleibenden, noch nicht angenommenen Abschnitt
des Munizipalitätsbeschlusses vyr, und zeigt cm, daß
der Senat wünschte in den großen Gemeinden ebenfalls
alle Theilhaber an dem Gemeindsgut für jede Veräußec
rung, Kauf oder Tausch von liegenden Gemeindsgü,
tern zusammenkommen zu laßen, um sogleich den kleie

nen Gemeinden selbst unmittelbar darüber entscheiden
zu laßen. Daß aber die Commission unmöglich in den
Gesichtspunkt des Senats eintreten könne, weil Gec
meindcn, die bis auf zoao Bürger enthalten, auch selbst
Sectionsweise nur mit großer Schwierigkeit zusammen
berufen und über solche Gegenstäude zu Rath gezogen
werden, da doch dieses in großen Gemeinden vielleicht
wöchentlich erforderlich seyn könnte, wenn man diesen
Erundsaz annehmen wollte; daher trage die Kommisc
sion auf folgende Abänderungen des ursprünglichen
Gutachtens an;

§. 122. Was die Ankäufe, Verkäufe und Austau--
schungsn von liegenden Gütern betrist, so werden in
dieser Rüksicht unter den Gemeinden über igoo Seelen
diejenigen deren gänzliche Bevölkerung Zooo Seelen
übersteigt, von denen die unter dieser lezten Fahl bec

vslkcrt sind, unterschieden werden: hiebe: wie überall
in diesem Reglement w-rden jedoch alle Einwohner der
Gemeinde ohne einige Ausnahme gerechnet.

§. i2Z.' In den Gemeinden deren gänzliche Bec
völkerung Zooo Seelen übersteigt, soll die Generalverc
sammlung der Ancheilhaber an den Gemeindsgütern sich

nicht mit den Gegenständen beschäftigen, welche die
Veräußerung von liegenden Gütern betreffen.

§. 124. In den Gemeinden in welchen die Tec
völkerung unter 5000 Seelen aber über iZo° ist, soll
die Generalversammlung der Ancheilhaber sich mit sole
ch en Ankäufen, Verkaufen und Austauschungen nur

ann beschäfügen, wann ihr Werth die Summe von

^000 Schweizerfranken übersteigt.

Anderwerth kann diesem §. nicht beistimmen,
weil Gemeinden seyn können, die kaum 2000 Franken
Werth an Gemeindgütern besitzen, und diese Berathe
schlagungen in einer gewöhnlichen Gemeindsversammc
lung können vorgenommen werden. E scher bemerkt,
daß hier nur von den großen Gemeinden die Rede ist,
welche sicher mehr als 2000 Franken Vermögen besitzen

und bei denen solche Berathungen sehr beschwerlich wäc

ren; daher stimmt er dem Antrag der Commission bei.

Carrard stimmt Eschern bei. Das Gutachten wird
verworfen.

Secretan fodert daßAnderwerth seine Meinung
näher erläutere, indem er nicht begreift, wie man foc

dem könne; daß in den großen Gemeinden alle Bürgex

zusammentreten um über Klelnigkesse« sich zu brachen,
und dabei mehr Zeit zu versäumen, als die GegenMv
de selbst werth sind.

Ander werth beharret auf seinem Antrag, weil
durch diesis Gutachten die großen Gemeinden alles
Verfügungsrecht über ihre Gememdguter verliehren
würden: er fodert daher von der Kommission ein günc
stigeres Gutachten.

Kühn fodert daß Anderwerth der Kommission
bÄgeordnet werde, damit sie sich gegenseitig erbauen
könn'em

Michel stimmt Anderwerth bei, weil er nicht bec

greifen kann, warum die Gemeinden so eingeschränkt
werden sollten, wie sie es selbst unter den alten Regiec
rangen nie waren, und cr nicht ärgere Sklaven aus o.n
Bürgern machen will, wie -sie es wisher gewesen sind.

Carrard bittet-, daß man dieses Gutachten mit
dem frühern Beschluss über diesen Gegenstand vergleic
che, damit man dann, sehe, daß dasselbe die
großen Gemeinden vielmehr begünstigt als der frühere
Beschluß über diesen Gegenstand der doch auch nach
sorgfältiger Berathung genommen wurde: in kleinen
Gemeinden ist die Znsammenberufung der Gemeindsc
bàrgèr leicht, aber in großen schr schwier g und wegen
dem Zeitverlust kosibat, und zwar so kostbar als dieser
Betrag, der ja immer unter 2000 Franken seyn muß.
Zudem wie leicht, kann sich nicht Parkheigeist in solche
Versammlungen eiuschftichcn, und sind nicht gerade desc
wege'n die làndsgeinèindartigea -Versammlungen in une
sercr Koustituton ausgewichen : auch ist noch zu bcmere
ken, daß ja alle ähnlichen Verfüg:,NI-m welche die Gec
memdsverwaituiig trist, alle Jahre der ganzen Gemeine
de zur Genehmigimg vorgelegt werden müssen : er wünscht
also daß das Gutachten augenommennvdrded - -

An der werth beharret, weil ja nicht das geringe
ste Grundstük der Nation veräußert werden kann, ohne
die Genehmigung der Geftzgeber, warum dann sollten
die Gemeinden nicht das gleiche Recht haben über chre
Gcmeindgüter?

Graf giebt zu bedenken, daß die großen Gemeine
den noch nicht besonders sattelfest in der Konstitution
sitzen, und durch diese Zusammenberufung derselben für
ähnliche Berathungen eine neue Art Làndesgemeiude eute

steht, die höchst gefährlich werden könnte : er folgt also
Carrard. Das Gutachten wird der Kommission zurüke
gewiesen und derselben Anderwerth beigeordnet.

Das Direktorium übersendet folgende Bochschaft.

Das Vollziehmigs - Direktorium der einen
und untheiibaren Helvetischen Republik,
au das stesezgcheude Lvrp.s.

"Bürger Gesezg.eber!
Eine Menge von Streitigkeiten die sich von Tag

zu Tag vermehret, nöthigt das VAiziehungse Direkte-
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